
56-2 KANABAUBEITRAGSSATZUNG 

Satzung 
über die Erhebung von Kanalbaubeiträgen und die Kostenerstattung für Kanalan-

schlussleitungen (Kanalbaubeitragssatzung) 
 

 
Aufgrund der §§ 6, 40 und 83 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) in der Fas-
sung vom 22.08.1996 (Nds. GVBl. S. 382), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.11.2001 
(Nds. GVBl. S. 701), und der §§ 5, 6 und 8 des Niedersächsischen Kommunalabgabenge-
setzes (NKAG) in der Fassung vom 11.02.1992 (Nds. GVBl. S. 29), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 20.11.2001 (Nds. GVBl. S. 701), hat der Rat der Stadt Hameln in seiner Sitzung 
am 18.12.2002 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

Abschnitt I 
§ 1 

Allgemeines 
 
(1) Die Stadt Hameln betreibt gemäß § 1 (2) ihrer Satzung über die zentrale Abwasserbe-

seitigung (ZABS) vom 09.10.1991, zuletzt geändert durch Satzung vom 18.12.2002,  
a) eine zentrale Abwasserbeseitigungsanlage zur Schmutzwasserbeseitigung, 
b) eine zentrale Abwasserbeseitigungsanlage zur Niederschlagswasserbeseitigung  
als jeweils eine rechtlich selbständige öffentliche Einrichtung. 
 

(2) Die Stadt Hameln erhebt nach Maßgabe dieser Satzung 
a) Beiträge zur Deckung des Aufwandes für ihre zentralen öffentlichen Abwasserbe-

seitigungsanlagen (Kanalbaubeiträge für Schmutzwasser und Kanalbaubeiträge für 
Niederschlagswasser), 

b) Kostenerstattung für die Grundstücksanschlüsse an ihre zentralen öffentlichen 
Abwasserbeseitigungsanlagen. 

 
 

Abschnitt II 
Kanalbaubeitrag 

§ 2 
Grundsatz 

 
(1) Die Stadt Hameln erhebt, soweit der Aufwand nicht auf andere Weise gedeckt wird, für 

die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung und Verbesserung ihrer öffentlichen zentra-
len Abwasserbeseitigungsanlagen Kanalbaubeiträge als Abgeltung der durch die Mög-
lichkeit ihrer Inanspruchnahme gebotenen besonderen wirtschaftlichen Vorteile. 
 

(2) Der Kanalbaubeitrag deckt nicht die Kosten für die Grundstücksanschlüsse. 
 
 

§ 3 
Gegenstand der Beitragspflicht 

 
(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an die jeweilige zentrale öffentliche 

Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossen werden können, wenn 
a) für sie eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, sobald sie bebaut 

oder gewerblich genutzt werden dürfen, 
b) sie - ohne dass für sie eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist - 

nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten baulichen 
Entwicklung im Stadtgebiet zur Bebauung oder gewerblichen Nutzung anstehen. 
 



(2) Grundstücke unterliegen auch dann der Beitragspflicht, wenn sie nicht Bauland im Sin-
ne des Absatzes 1. sind, aber tatsächlich an eine zentrale öffentliche Abwasserbeseiti-
gungsanlage angeschlossen wurden. 
 

(3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im bürgerlich 
rechtlichen Sinne. 

 
 

§ 4 
I. Beitragsmaßstab für die Schmutzwasserbeseitigung 

 
(1) Der Kanalbaubeitrag für die Schmutzwasserbeseitigung wird nach einem nutzungsbe-

zogenen Flächenmaßstab berechnet. 
 

(2) Dabei werden für das erste Vollgeschoss 25 % und für jedes weitere Vollgeschoss 15 
% der Grundstücksfläche in Ansatz gebracht. In ausgewiesenen oder nach § 34 BauGB 
zu beurteilenden Kerngebieten werden diese Prozentzahlen verdoppelt. Als Vollge-
schoss gelten alle Geschosse, die nach landesrechtlichen Vorschriften Vollgeschosse 
sind. Ist die Geschosszahl wegen der Besonderheiten des Bauwerks nicht feststellbar, 
werden je 3,50 m Höhe des Bauwerks als ein Vollgeschoss gerechnet. 
 

(3) Als Grundstücksfläche gilt 
 
1. bei Grundstücken, die insgesamt im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes, ei-

ner Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB, innerhalb eines im Zusammenhang bebau-
ten Ortsteiles (§ 34 BauGB) oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungs-
planes und teilweise innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 
BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstücks, 
 

2. bei Grundstücken, die teilweise im Bereich eines Bebauungsplanes oder einer 
Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB und im übrigen im Außenbereich liegen, die Teil-
fläche im Bereich des Bebauungsplanes oder der Satzung nach § 34 Abs. 4 
BauGB, 
 

3. bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Abs. 
4 BauGB besteht und die teilweise innerhalb eines im Zusammenhang bebauten 
Ortsteiles (§ 34 BauGB) und im übrigen im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die 
Gesamtfläche des Grundstücks, höchstens jedoch die Fläche, 
a) wenn es an die Straße angrenzt, zwischen der Straßengrenze und einer Linie, 

die in einem gleichmäßigen Abstand von 50 m dazu verläuft, 
b) wenn es nicht an die Straße angrenzt oder lediglich durch einen zum Grund-

stück gehörenden Weg mit ihr verbunden ist, die Fläche zwischen der der 
Straßengrenze zugewandten Grundstücksseite und einer Linie, die in einem 
gleichmäßigen Abstand von 50 m dazu verläuft, 

c) wenn es über die sich nach Nr. 3 a und b ergebenden Grenzen hinaus bebaut 
oder gewerblich genutzt ist, die Fläche zwischen der Straßengrenze oder im 
Fall 3 b der der Straßengrenze zugewandten Grundstücksseite und einer Li-
nie, die im gleichmäßigen Abstand verläuft, der der übergreifenden Bebauung 
oder gewerblichen Nutzung entspricht, 
 

4. bei Grundstücken, für die durch Bebauungsplan oder Satzung nach § 34 Abs. 4 
BauGB eine Nutzung als Wochenendhausgebiet oder eine sonstige Nutzung ohne 
oder mit nur untergeordneter Bebauung festgesetzt ist (z. B. Dauerkleingärten, 
Schwimmbäder, Camping- und Festplätze - nicht aber Flächen für die Landwirt-
schaft, Sportplätze und Friedhöfe) oder die innerhalb eines im Zusammenhang be-
bauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) tatsächlich so genutzt werden, 75 % der Grund-



stücksfläche, 
 

5. bei Grundstücken, für die durch Bebauungsplan oder Satzung nach § 34 Abs. 4 
BauGB die Nutzung als Sportplatz oder als Friedhof festgesetzt ist oder die inner-
halb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils (§ 34 BauGB) tatsächlich so ge-
nutzt werden, sowie bei Grundstücken, für die durch Bebauungsplan oder Satzung 
nach § 34 Abs. 4 BauGB die Nutzung als Fläche für die Landwirtschaft festgesetzt 
ist, die Grundfläche der an die Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossenen 
Baulichkeiten geteilt durch 0,2. Die so ermittelte Fläche wird diesen Baulichkeiten 
dergestalt zugeordnet, dass die Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Au-
ßenwänden der Baulichkeiten verlaufen, wobei bei einer Überschreitung der 
Grundstücksgrenze durch diese Zuordnung eine gleichmäßige Flächenergänzung 
auf dem Grundstück erfolgt, 
 

6. bei bebauten Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) die Grundfläche der 
an die Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch 
0,2. Die so ermittelte Fläche wird diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass 
ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Außenwänden der Baulichkei-
ten verlaufen, wobei bei einer Überschreitung der Grundstücksgrenze durch diese 
Zuordnung eine gleichmäßige Flächenergänzung auf dem Grundstück erfolgt. 
 

(4) Als Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 2 gilt bei Grundstücken 
 
1. für die ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzte höchstzulässige Zahl der 

Vollgeschosse, 
 

2. für die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse die Höhe der baulichen 
Anlagen festgesetzt ist, die durch 3,5 geteilte höchstzulässige Gebäudehöhe auf 
ganze Zahlen abgerundet, 
 

3. bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse 
noch die Höhe der baulichen Anlagen, sondern nur eine Baumassenzahl festge-
setzt ist, die durch 3,5 geteilte höchstzulässige Baumassenzahl auf ganze Zahlen 
abgerundet, 
 

4. bei Grundstücken, auf denen nur Garagen und Stellplätze errichtet werden dürfen, 
die Zahl von einem Vollgeschoss je Nutzungsebene, 
 

5. die sich nach der tatsächlich vorhandenen Bebauung ergebenden Berechnungs-
werte nach 1. bis 3., wenn die Zahl der Vollgeschosse nach 1., die Höhe der bauli-
chen Anlagen nach 2. oder die Baumassenzahl nach 3. überschritten wird, 
 

6. soweit kein Bebauungsplan besteht 
a) bei bebauten Grundstücken die höchste Zahl der tatsächlich vorhandenen 

Vollgeschosse oder - sofern das Grundstück keine Vollgeschosse aufweist - 
die durch 3,5 geteilte höchstzulässige Gebäudehöhe auf ganze Zahlen abge-
rundet, 

b) bei unbebauten Grundstücken, die Zahl der in der näheren Umgebung über-
wiegend vorhandenen Vollgeschosse, 

c) bei Grundstücken, die mit einem Kirchengebäude bebaut sind, für das Kir-
chengebäude die Zahl von einem Vollgeschoss, 
 

7. soweit in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe 
der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl bestimmt ist, bei Grundstücken, 
a) für die durch Bebauungsplan eine Nutzung als Fläche für die Landwirtschaft 

festgesetzt ist, die Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse, 



b) für die durch Bebauungsplan eine Nutzung als Wochenendhausgebiet festge-
setzt ist, die Zahl von einem Vollgeschoss, 

c) die in anderen Baugebieten liegen, der in der näheren Umgebung überwie-
gend festgesetzt und/oder tatsächlich vorhandene (§ 34 BauGB) Berech-
nungswert nach 1 bis 3, 
 

8. bei Grundstücken, für die durch Bebauungsplan eine sonstige Nutzung oder mit 
nur untergeordneter Bebauung festgesetzt ist (z. B. Dauerkleingärten, Schwimm-
bäder, Camping-, Sport- und Festplätze sowie Friedhöfe) oder die außerhalb von 
Bebauungsplangebieten so genutzt werden, die Zahl von einem Vollgeschoss. 
 

(5) Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB oder 
§ 35 Abs. 6 BauGB liegen, sind zur Ermittlung der Zahl der Vollgeschosse die Vorschrif-
ten entsprechend anzuwenden, wie sie bestehen für 
 
1. Bebauungsplangebiete, wenn in der Satzung Bestimmungen über das zulässige 

Nutzungsmaß getroffen sind, 
2. die im Zusammenhang bebauten Ortsteile, wenn die Satzung keine Bestimmungen 

über das zulässige Nutzungsmaß enthält. 
 
 

II. Beitragsmaßstab für die Niederschlagswasserbeseitigung 
 
(1) Der Kanalbaubeitrag für die Niederschlagswasserbeseitigung wird nach einem nut-

zungsbezogenen Flächenmaßstab berechnet. 
 

(2) Dabei wird die Grundstücksfläche mit der Grundflächenzahl vervielfacht. 
 

(3) Bei Grundstücken, für die durch Bebauungsplan sonstige Nutzung ohne oder mit nur 
untergeordneter Bebauung festgesetzt ist oder die tatsächlich so genutzt werden (z. B. 
Dauerkleingärten, Schwimmbäder, Festplätze, nicht aber Sportplätze und Friedhöfe) 
sowie bei Grundstücken, für die durch Bebauungsplan eine Nutzung als Fläche für die 
Landwirtschaft festgesetzt ist, werden 75 % der Grundstücksflächen in Ansatz ge-
bracht. Für alle anderen Grundstücke gilt I. Abs. 3. 
 

(4) Als Grundflächenzahl nach Abs. 2 gilt 
 
1. soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzte höchstzulässige Grund-

flächenzahl, 
 

2. soweit kein Bebauungsplan besteht oder in einem Bebauungsplan eine Grundflä-
chenzahl nicht bestimmt ist, die folgenden Werte: 
Kleinsiedlungs-, Wochenendhaus- und Campingplatzgebiete 0,2 
Wohn-, Misch- und Ferienhausgebiete 0,4 
Gewerbe-, Industrie- und Sondergebiete i. S. von § 11 BauNVO 0,8 
 

3. für Sport- und Festplätze sowie für selbständige Garagen- und Einstellplatz-
grundstücke  1,0 
 

4. für Grundstücke im Außenbereich (§ 35 BauGB), Grundstücke, für die durch Be-
bauungsplan landwirtschaftliche Nutzung festgesetzt ist, und bei Friedhofs-
grundstücken und Schwimmbädern  0,2 
 

(5) Die Gebietseinordnung nach Absatz 4 richtet sich für Grundstücke 
a) die im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen, nach der Festsetzung 

im Bebauungsplan, 



b) die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils liegen nach der 
vorhandenen Bebauung. 
 

(6) Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB oder 
§ 35 Abs. 6 BauGB liegen, sind zur Ermittlung der Beitragsflächen die Vorschriften ent-
sprechend anzuwenden, wie sie bestehen für 
 

a) Bebauungsplangebiete, wenn in der Satzung Bestimmungen über das zuläs-
sige Nutzungsmaß getroffen sind 

b) für die im Zusammenhang bebauten Ortsteile, wenn die Satzung keine Be-
stimmungen über das zulässige Nutzungsmaß enthält, wobei dann einheitlich 
die Grundflächenzahl von 0,4 gilt. 

 
 

§ 5 
Beitragssätze 

 
(1) Die Beitragssätze für die Herstellung der zentralen öffentlichen Abwasserbeseitigungs-

anlagen betragen bei der 
a) Schmutzwasserbeseitigung 6,00 Euro je m² Beitragsfläche 
b) Niederschlagswasserbeseitigung 2,80 Euro je m² Beitragsfläche 

 
(2) Die Beitragssätze für die Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der 

öffentlichen zentralen Abwasserbeseitigungsanlagen werden im Einzelfall unter Angabe 
des Abgabentatbestandes in einer besonderen Satzung festgelegt. 

 
 

§ 6 
Beitragspflichtige 

 
Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentümer 
des Grundstückes ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, ist an Stelle des 
Eigentümers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. Mehrere Beitragspflichtige haften als 
Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teil-
eigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 
 
 

§ 7 
Entstehung der Beitragspflicht 

 
(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der Herstellung der jeweiligen zentralen öffentlichen 

Abwasserbeseitigungsanlage vor dem Grundstück. 
 

(2) Im Falle des § 3 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem tatsächlichen Anschluss, 
frühestens jedoch mit dessen Genehmigung. 

 
 

§ 8 
Vorausleistung auf die künftige Beitragsschuld 

 
Sobald mit der Durchführung der Maßnahme begonnen worden ist, können angemessene 
Vorausleistungen verlangt werden. Die Vorausleistung ist mit der endgültigen Beitragsschuld 
zu verrechnen, auch wenn der Vorausleistende nicht endgültig beitragspflichtig ist. 
 
 
 



§ 9 
Veranlagung und Fälligkeit 

 
Der Kanalbaubeitrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach Bekanntgabe 
des Bescheides fällig. Gleiches gilt für die Erhebung einer Vorausleistung. 
 
 

§ 10 
Ablösung 

 
In den Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann die Ablösung 
durch Vertrag vereinbart werden. 
 
Die Höhe des Ablösungsbetrages ist nach Maßgabe des in § 4 bestimmten Beitragsmaßsta-
bes und des in § 5 festgelegten Beitragssatzes zu ermitteln. 
 
 

Abschnitt III 
Kostenerstattung 

§ 11 
Entstehung des Erstattungsanspruches 

 
(1) Die Aufwendungen für die Herstellung, Erneuerung, Veränderung, Beseitigung und Un-

terhaltung der Grundstücksanschlüsse an die öffentlichen zentralen Abwasserbeseiti-
gungsanlagen sind der Stadt Hameln in tatsächlich entstandener Höhe zu erstatten. 
 

(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit der betriebsfertigen Herstellung des Grund-
stücksanschlusses und der Berechenbarkeit des Aufwandes. 
 

(3) §§ 6, 8 und 10 dieser Satzung gelten entsprechend. 
 
 

§ 12 
Fälligkeit des Erstattungsanspruches 

 
Der Erstattungsanspruch wird durch Bescheid festgesetzt und ist einen Monat nach Be-
kanntgabe des Bescheides fällig. 
 
 

Abschnitt IV 
Gemeinsame Vorschriften 

§ 13 
Auskunftspflicht / Mitwirkungspflicht 

 
(1) Die Abgabenpflichtigen und ihre Vertreter/innen haben der Stadt jede Auskunft zu ertei-

len, die für die Festsetzung und Erhebung der Abgaben erforderlich ist. 
 

(2) Die Stadt kann an Ort und Stelle ermitteln. Die nach Absatz 1 zur Auskunft verpflichte-
ten Personen haben dies zu ermöglichen und in dem erforderlichen Umfang mitzuhel-
fen. 

 
§ 14 

Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 18 Abs. 2 Nr. 2 NKAG handelt, wer vorsätzlich oder 

fahrlässig  



a) entgegen § 13 Abs. 1 seinen Auskunftspflichten nicht, nicht vollständig oder unrich-
tig nachkommt, 

b) entgegen § 13 Abs. 2 seinen Mitwirkungspflichten nicht oder nicht in dem erforder-
lichen Umfange nachkommt. 
 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von bis zu 10.000 Euro geahndet 
werden. 
 

(3) Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs.1 Nr. 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten ist gemäß § 18 Abs. 5 NKAG die Stadt. 

 
 

§ 15 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt rückwirkend am 01.01.2002 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Kanalbei-

tragssatzung vom 09.10.1991 in der Fassung der 1. Änderungssatzung vom 
02.05.2001 außer Kraft. 
 

(2) Für die Zeit vom 01.01.2002 bis zum Tage nach der Veröffentlichung dieser Satzung 
wird der nach dieser Satzung zu berechnende Kanalbaubeitrag der Höhe nach auf die 
sich aus der Kanalbeitragssatzung vom 09.10.1991, einschließlich 1. Änderungssat-
zung vom 02.05.2001, ergebende Beitragshöhe beschränkt. 
 

 
Hameln, den 18.12.2002 
 
 
Stadt Hameln 
Der Oberbürgermeister 
 
 
 
Arnecke 


